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15. Bundesgesetz: Änderung des Sparkassengesetzes
(NR: GP XXI RV 392 AB 434 S. 55. BR: AB 6304 S. 672.)

15. Bundesgesetz, mit dem das Sparkassengesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Sparkassengesetz – SpG, BGBl. Nr. 64/1979, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 184/1998, wird
wie folgt geändert:

1. § 22 Abs. 4 lautet:

„(4) Die Verwendung der Widmungsrücklage ist dem Landeshauptmann einmal jährlich schriftlich
anzuzeigen.“

2. § 24 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

„Dem Prüfungsverband gehören alle Sparkassen, Sparkassen Aktiengesellschaften und Privatstiftungen
gemäß § 27a als seine ausschließlichen Mitglieder an; er hat den Zweck, eine Prüfungsstelle (§ 1 der
Anlage zu § 24 – Prüfungsordnung) zur Vornahme der gesetzlichen Prüfungen nach Abs. 2 und jener
Prüfungen zu unterhalten, deren Durchführung ihm nach anderen bundesgesetzlichen Bestimmungen
aufgetragen oder ermöglicht ist.“

3. § 24 Abs. 5 entfällt.

4. § 24 Abs. 8 Z 1 lautet:

„1. die Bestellung und Abberufung von Vorstandsmitgliedern, die der Bewilligung des Bundes-
ministers für Finanzen bedürfen; eine Abberufung ist unverzüglich vorzunehmen, wenn die
Anstellungserfordernisse des § 2 Abs. 2 der Prüfungsordnung nicht mehr gegeben sind; erfolgt
die Abberufung nicht innerhalb von drei Monaten nach Wegfall der Anstellungserfordernisse, so
hat der Bundesminister für Finanzen die Abberufung vorzunehmen; eine Bestellung ist unver-
züglich vorzunehmen, wenn der Vorstand aus weniger als zwei Mitgliedern besteht; erfolgt die
Bestellung nicht innerhalb von drei Monaten, so hat der Bundesminister für Finanzen die
Bestellung vorzunehmen;“

5. § 24 Abs. 12 Z 4 lautet:

„4. die Festsetzung der Beiträge und der Gebührensätze;“

6. Im § 27a Abs. 4 Z 3 wird der Ausdruck „Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 164/1961“ durch den
Ausdruck „Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961“ ersetzt.

7. § 27c Abs. 2 lautet:

„(2) Ist die übertragende Privatstiftung durch formwechselnde Umwandlung einer gemäß § 2 gegrün-
deten Sparkasse entstanden, so verjähren Ansprüche der auf Grund des § 2 Abs. 2a bestehenden Haftung
der Gemeinde(n) der übertragenden Privatstiftung in fünf Jahren nach dem Rechtsübergang (Abs. 5).“

8. Dem § 42 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) § 22 Abs. 4, § 24 Abs. 1 zweiter Satz, der Entfall von Abs. 5, Abs. 8 Z 1 und Abs. 12 Z 4, § 27a
Abs. 4 Z 3, § 27c Abs. 2, § 42 Abs. 5 und § 2 Abs. 2 der Anlage zu § 24 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 15/2001 treten mit 1. April 2001 in Kraft.“
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9. § 2 Abs. 2 der Anlage zu § 24 lautet:

„(2) Die Mitglieder des Vorstands müssen neben einer abgeschlossenen einschlägigen Hochschul-
bildung die erforderliche fachliche und persönliche Eignung haben. Mindestens ein Mitglied des
Vorstands muss gemäß § 7 des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes (WTBG), BGBl. I Nr. 58/1999, zum
Wirtschaftsprüfer bestellt sein; diese Befugnis darf nicht gemäß § 97 WTBG ruhen oder gemäß § 99
Abs. 1 bis 4 WTBG vorläufig untersagt sein. Auf die Vorstandsmitglieder ist § 15 Sparkassengesetz, auf
die Prüfer § 15 Abs. 1 und 3 Sparkassengesetz anzuwenden.“

Klestil

Schüssel


